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Solidarität

Eigenverantwortung
statt Solidarität?

Wenn in der Debatte zum Sozialstaat
in Deutschland Eigenverantwortung
als handlungsleitendes Prinzip be-
tont wird, ist die Gefahr der Lager-
bildung groß. Diejenigen, die ein
hohes Maß sozialstaatlicher Siche-
rung erhalten wollen, nehmen eine
Hab-Acht-Stellung ein: Erfolgt die
Betonung der Eigenverantwortung
etwa mit der politischen Absicht,
Hilfe für diejenigen einzuschränken
oder sie ihnen gar zu entziehen, die
ohne die Unterstützung durch das
Solidarsystem nicht am Leben der
Gesellschaft teilhaben können? Die
Betonung von Eigenverantwortung
steht unter dem Verdacht, „neo-
liberales Gedankengut“ in die De-
batte zum Sozialstaat einzuspeisen
und unter der Rhetorik des Erhalts
des Sozialstaates eine politische Pra-
xis des Rückbaus des Sozialstaates
zu betreiben und soziale Risiken zu
privatisieren.1 Zweifelsohne, der Ruf
nach Eigenverantwortung kann
missbraucht werden, um verdeckt
hinter einem anerkannten Wert für
Gleichgültigkeit gegenüber sozialen
Notlagen zu werben. Und dennoch:
Die wenigsten derjenigen, die aus
dem unguten Gefühl dieses Miss-
brauchs gegenüber der öffentlichen
Bekundung der Eigenverantwortung
skeptisch eingestellt sind, werden
leugnen, dass ihr eigenverantwort-
liches Handeln bedeutend war für
das, was sie wurden und was sie er-
reicht haben, natürlich in Verbin-

dung mit dem, was ihre Familie ih-
nen mitgeben konnte und gestützt
von gesellschaftlichen Institutionen,
ohne die sie ihre Potentiale nicht
hätten entfalten können.

Wie stark die Neigung zur La-
gerbildung ist, zeigt beispielsweise
die Studie „Politische Milieus in
Deutschland“, die die Friedrich
Ebert Stiftung in Auftrag gegeben
hat und die 2007 in der Debatte zum
„Prekariat“ stark beachtet wurde. Im
Befragungssetting dieser Studie wird
die Wertorientierung „Soziale Ge-
rechtigkeit“ der Wertorientierung
„Marktfreiheit“ gegenübergestellt.
Selbstverantwortlichkeit wird hier
der Wertorientierung „Marktfrei-
heit“ zugeordnet und dies wiederum

mit einer Zustimmung zu „neo-
liberalen“ Wertvorstellungen gleich-
gesetzt. Allerdings zeigen die Be-
fragungsergebnisse, dass eine über-
wältigende Mehrheit in allen politi-
schen Lagern in Deutschland sich
zum Wert der sozialen Gerechtigkeit
und mit fast ebenso großer Zustim-
mung zum Wert der Solidarität be-
kennt. Gleichzeitig aber bezeichnet
eine deutliche Mehrheit der Wähler
von CDU/CSU und SPD Selbst-
verantwortlichkeit als wichtig oder
sehr wichtig. Damit wird also nicht
die antagonistische Sichtweise zwi-
schen diesen Wertorientierungen
geteilt, die im Setting der Studie an-
gelegt war.2

Die Marktordnung braucht
Eigenverantwortung

und Solidarität

Für eine Politik sozialer Sicherung
ist eine antagonistische Sichtweise
zwischen Solidarität und Eigen-
verantwortung aus mehreren Grün-
den kontraproduktiv. Das für den
Sozialstaat prägende Prinzip der
Subsidiarität kann auf beide Kate-
gorien nicht verzichten. Subsidiari-
tät ist nicht denkbar ohne Individu-
en und Gruppen, die ihre Freiheits-
rechte, die durch das Kompetenz-
anmaßungsverbot der größeren ge-
sellschaftlichen Einheiten geschützt
sind, in Selbstverantwortung ausü-
ben. Und es beinhaltet die Verpflich-
tung dieser größeren Einheiten zur
Unterstützung, wenn ohne diese die
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Solidarität in Frage zu stellen. Denn
dann „gerät aus dem Blick, dass die
Wahrnehmung der geforderten Ver-
antwortung seitens der einzelnen
Gesellschaftsmitglieder selbst in
hohem Maße an soziale Vorausset-
zungen gebunden ist, d.h.: Verant-
wortung muss durch Eröffnung von
Chancen und Zugang zu materiellen
Ressourcen ermöglicht werden.“6

Scheindebatten zum Widerspruch
zwischen Eigenverantwortung und
Solidarität lenken ab von der eigent-
lichen Herausforderung der Sozial-
politik in Deutschland: Trotz eines
ausgebauten Sozialstaates versagen
unsere Systeme zu häufig dabei,
auch Menschen, die unter nicht pri-
vilegierten Bedingungen ins Leben
starten, dabei zu unterstützten, ihre
Potentiale zu entfalten. Wer also öf-
fentlich Eigenverantwortung einfor-
dert, sollte nicht dazu schweigen,
wie Menschen in die Lage versetzt
werden können, eigenverantwortlich
zu handeln.

Eigenverantwortung und Befähi-
gung gehören also zusammen. Ei-
genverantwortung gehört zu einem
Konzept sozialer Gerechtigkeit, das
nicht verengt ist, sondern Befähi-
gungsgerechtigkeit als unverzichtba-
ren Bestandteil beinhaltet. Das Kon-
zept der Befähigungsgerechtigkeit
fokussiert auf die Erweiterung indi-
vidueller Verwirklichungschancen,
die Erschließung von Freiheits- und
Teilhabespielräumen. Es stellt die
Potentiale jedes Menschen in den
Mittelpunkt und betont, dass jeder
Mensch zur Verwirklichung seiner
Fähigkeiten auf bestimmte Grund-
bedingungen angewiesen ist, die er
nicht selbst sicherstellen kann.7 Erst
diese Grundbedingungen ermögli-
chen dem Einzelnen, eigenverant-
wortlich und solidarisch zu handeln.
Damit wird ein wichtiges und die
bisherigen Gerechtigkeitsdebatten
notwendigerweise ergänzendes Kri-
terium formuliert, wonach die Leis-
tungsfähigkeit staatlicher Sozialpo-
litik zu beurteilen ist. Das Handeln

sozialstaatlicher Instanzen, Ressour-
cen und Strukturen sind auf die Be-
fähigung des Individuums zu einem
eigenverantwortlichen und solidari-
schen Leben auszurichten. Eine So-
zialpolitik, die dem Konzept der Be-
fähigungsgerechtigkeit entspricht,
entbindet das Individuum nicht von
seiner Eigenverantwortung, stellt
sich dabei aber der Pflicht, zur Be-
fähigung dazu beizutragen, damit
Individuen diese Eigenverantwor-
tung wahrnehmen können.

Dabei bedeutet das Prinzip der
Befähigungsgerechtigkeit keine Ab-
kehr von anderen Gerechtigkeits-
konzepten, etwa dem der Vertei-
lungsgerechtigkeit. Befähigungsge-
rechtigkeit ist kein Ersatz für her-
kömmliche Politiken der Einkom-
menssicherung für Bürger, deren ei-
genes Einkommen und Vermögen
nicht ausreicht, um ein menschen-
würdiges Leben zu gewährleisten.
Die Armutsprävention und die Lin-
derung von Armut und Einkom-
mensunsicherheit ist und bleibt eine
der Voraussetzungen für eine gelin-
gende Befähigung. Ohne ein Min-
destmaß an materieller Absicherung
gegen Armut wären die Chancen von
Kindern in armen Familien deutlich
schlechter. Somit ist es verfehlt, die-
se Sicherung mit Verweis auf das
Prinzip der Eigenverantwortung in
Frage zu stellen. Sozialpolitik, die
ohne Sicherung ihrer Nachhaltigkeit
nicht bestehen kann, hat aber auch
die Aufgabe, alles zu tun, damit nicht
mehr Menschen als unvermeidbar in
einer dauerhaften Abhängigkeit ver-
bleiben. Hier haben Befähigung und
Eigenverantwortung ihren Platz. Mit
dem Prinzip „Fördern und Fordern“
ist dies grundsätzlich Teil unseres
Sicherungssystems, auch wenn in
der Umsetzung der Grundsicherung
für Arbeitssuchende (SGB II) die
befähigende Komponente weiterhin
deutlich zu kurz kommt. Auch die
im SGB II enthaltene Zuverdienst-
regelung, die über das ergänzende
Arbeitslosengeld II sicherstellt, dass

Individuen oder Gruppen die Vor-
aussetzungen für selbstständiges
Handeln nicht schaffen können oder
wenn sie dauerhaft mit der Erfüllung
ihrer Aufgaben überfordert sind.3

Eine leistungsfähige Marktökono-
mie, die überhaupt erst die materi-
ellen Voraussetzungen schafft für
soziale Sicherung auf dem heute
gegebenen Niveau, ist ohne eigen-
verantwortlich handelnde Akteure,
seien sie Unternehmer, Mitarbeiten-
de oder Konsumenten, nicht mög-
lich. Gleichzeitig braucht dieses of-
fene System Solidarität. Denn so er-
folgreich sozial gestaltete Märkte4

Kooperation unter Rechtssicherheit
ermöglichen, die Voraussetzung für
Wohlstand ist, sie bergen erhebliche
Risiken für den Einzelnen wie Ar-
beitslosigkeit oder der Verlust des
investierten Eigentums aufgrund
von nicht vorhergesehenen oder
nicht vorhersehbaren Marktein-
brüchen. Wer Risiken übernehmen
soll, braucht auch eine Absicherung
für den Fall, dass er scheitert. Die-
ser Schutz ist Voraussetzung dafür,
dass in demokratischen Systemen
die Regeln, die für eine Wettbe-
werbsordnung konstitutiv sind, zu-
stimmungsfähig sind. Eigenverant-
wortung und Solidarität haben somit
eine grundlegende Funktion für eine
Wettbewerbsordnung. Zudem: Der
Leistungswettbewerb, der die mate-
riellen Grundlagen für den Sozial-
staat ermöglicht, setzt die Leistungs-
und Wettbewerbsfähigkeit der
Marktteilnehmer voraus, die der
Markt selbst nicht schaffen kann5

Auch Wettbewerb bedarf also der
Solidarität.

Keine Eigenverantwortung
ohne Befähigung

Eigenverantwortung ist nicht vor-
aussetzungslos. Dies ist zu betonen,
wenn der Ruf nach Eigen-
verantwortung missbraucht wird, um
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Scheinwiderspruch. Märkte müssen
geordnet sein, um leistungsfähig und
nachhaltig zu Wohlstand beitragen
zu können; die aktuelle Finanz-
marktkrise zeigt überdeutlich, wel-
che Folgen eine Fehlregulierung ha-
ben kann. Aber auch der Markt mit
den besten Regeln kann nicht Bür-
ger ersetzen, die befähigt sind, auf
diesen Märkten eigenverantwortlich
zu agieren. Wie groß die Defizite
einer Befähigung zur Teilhabe sind,
zeigt die drohende Gefahr eines
Fachkräftemangels, die in der Pha-
se wachsender Arbeitsnachfrage bis
zum Beginn der Finanzmarktkrise
sichtbar wurde. Auch wenn wir mo-
mentan andere Sorgen haben: Die-
ser Fachkräftemangel wird sich im
demographischen Wandel weiter
verstärken, wenn wir nicht die De-
fizite überwinden, die den Zugang
von Kindern und Jugendlichen aus
bildungsfernen Familien und aus
Familien mit Migrationshintergrund
zu Bildung und Ausbildung er-
schweren.

Ohne mehr Befähigungsgerechtig-
keit werden wir gleichzeitig schei-
tern, mehr Verteilungsgerechtigkeit
zu erreichen. Denn in einer interna-
tional verflochtenen Ökonomie wird
der Druck auf die Löhne von Men-
schen mit geringen beruflichen Qua-
lifikationen anhalten; dagegen wer-
den diejenigen, die gut qualifiziert
und sozial kompetent sind – so ist
zu vermuten –, keine dauerhaften
Probleme auf einem zukünftigen
Arbeitsmarkt haben. Mehr Um-
verteilung kann – selbst wenn sich
die politischen Mehrheiten dafür fin-
den – Defizite der Befähigung nicht
ausgleichen, wenn fehlende Befähi-
gung und mangelnde Ausbildung das
produktive Potential Deutschlands
und damit die materielle Grundlage
der Umverteilung unnötig beschrän-
ken. Natürlich darf der Befähigungs-
ansatz nicht auf die Befähigung für
eine erfolgreiche Teilhabe an Markt-
prozessen reduziert werden – so
wichtig diese für ein Leben in Auto-

das Gesamteinkommen im Falle der
Arbeitsaufnahme stets höher ist als
beim ausschließlichen Transfer-
bezug, dient dem Ziel, Anreize zu
erhalten, die eigenen Kräfte einzu-
setzen, die Abhängigkeit von Trans-
ferleistungen zu überwinden. Ob
dies allerdings gelingt, hängt nicht
allein von der Bereitschaft ab, die
eigenen Potentiale hierzu einzuset-
zen. Wer in einem Bildungssystem,
das weiterhin Armut vererbt, ge-
scheitert ist, hat bei sinkender Nach-
frage nach gering qualifizierter Ar-
beit objektiv schlechte Chancen, die
Abhängigkeit vom Hilfesystem zu
überwinden.

Individualisierung der Not?

Wird Eigenverantwortung öffentlich
eingefordert, ohne gleichzeitig Be-
fähigung zu thematisieren, dann be-
steht die Gefahr, Notlagen zu indi-
vidualisieren. Der Befähigungsan-
satz erlaubt es nicht, sich mit einem
achselzuckenden „Selber schuld“
aus der Verantwortung zu ziehen,
sondern zwingt zur Überlegung, was
getan werden muss, um den Miss-
stand versäumter oder verweigerter
Befähigung zu überwinden. Dabei
kann Befähigung nicht gelingen,
ohne Selbstverantwortung zu för-
dern. Insofern darf der Vorwurf, so-
ziale Not würde individualisiert,
nicht vorschnell erhoben werden,
sonst kann er als Tabu wirken, der
einer differenzierten Analyse der
Ursachen von Armut und sozialem
Elend entgegenwirkt. Es ist zwei-
felsohne richtig zu betonen, dass
strukturelle Faktoren ursächlich sind
für verfestigte Armut, etwa ein Bil-
dungssystem, das hohe Hürden um-
gibt für Kinder aus sog. bildungs-
fernen Familien oder ein Arbeits-
markt, der viele Menschen mit ge-
ringen Qualifikationen ausschließt
und bzw. über Langzeitarbeitslosig-
keit vorhandene Qualifikationen ent-
wertet. Nur: Im Ursachengeflecht
von Armut und sozialer Not gibt es

auch Elemente, die den individuel-
len Fähigkeiten und Motivationen
zuzuordnen sind. Zu Recht sind mit
der Neuordnung der Arbeitsmarkt-
politik 2005 weit stärker als früher
die psychosozialen Hilfen betont
worden, um Notlagen und Hemm-
nisse anzugehen, die einer erfolgrei-
chen Integration in den Arbeitsmarkt
entgegen stehen. Die Defizite, die
weiterhin beim Fördern auftreten,
sind wesentlich darin begründet,
dass der Ansatz der Integration von
Arbeitsvermittlung und sozialer Hil-
fe weiterhin ungenügend umgesetzt
ist. Dieser Hilfe muss die Förderung
der Eigenverantwortung immanent
sein, denn der Klient der Hilfe ist
notwendigerweise „Co-Produzent“
der sozialen Dienstleistung, ohne
seine Mitwirkung, etwa bei der
Überwindung einer Suchterkran-
kung oder dem Abbau von Über-
schuldung, kann Hilfe nicht gelin-
gen. Wenn der Klient nicht in seiner
Eigenverantwortung ernst genom-
men wird, verstößt die Hilfe gegen
die Autonomie des Menschen und
steht seiner selbstbestimmten Teil-
habe entgegenstehen.

Befähigung auch für den Markt

In einer Marktökonomie hängt für
die allermeisten Menschen ein
selbstbestimmtes Leben auch ab von
der erfolgreichen Behauptung auf
Märkten, für die breite Mehrheit
auf dem Arbeitsmarkt. Teil gelin-
gender Befähigung ist damit auch
eine Befähigung dazu, auf Märkten
Leistungen anbieten zu können, so-
weit natürlich nicht Alter, Krankheit
oder Behinderung einen Beitrag aus-
schließen. Gerade dieser Aspekt des
Befähigungsansatzes steht unter
dem Verdacht, Teil eines „neolibe-
ralen“ Diskurses zu sein, den Fokus
zu verschieben „von der Regulie-
rung und Zähmung der Märkte zur
Aktivierung und Befähigung der
Bürger“.8 Nur: Auch Marktregulie-
rung und Befähigung sind ein
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Transferleistungen, mit einer entmu-
tigten Einstellung gegenüber den
Chancen einer Besserung ihrer so-
zialen Position.

Hier ist jeder Appell an die Eigen-
verantwortung hohl, wenn er losge-
löst bleibt von der Bereitschaft, die
Voraussetzungen der Befähigung zu
schaffen. Wer sonntags die Eigen-
verantwortung predigt, aber werk-
tags die Lernmittelfreiheit ohne
Kompensation für arme Familien
abschafft, wie dies einige Bundes-
länder getan haben, oder sich weiter
sträubt, der Schulsozialarbeit den ihr
gebührenden Platz zu schaffen, hilft
der Befähigung nicht. Dann sind
auch Appelle der Länder an die Bun-

desregierung, mehr für arme Fami-
lien zu tun, eher als Geschütz im
Kampf um die Verteilung der Las-
ten zwischen Bund und Ländern zu
werten. Wer in einem sozialen
Brennpunkt wie München Hasen-
bergl in einer Familie aufwächst, in
der alle erwachsenen Familienange-
hörigen, allenfalls unterbrochen von
Gelegenheitsarbeiten, seit langem
arbeitslos sind und – wie es eine Ju-
gendliche im Caritas-Projekt Licht-
blick Hasenbergl ausdrückte, „mehr

Zugang zu den Milieus
der Unterschicht

Bei allen Ansätzen der Befähigung
– sei es bessere Bildung, bessere
berufliche Chancen, Gesundheits-
prävention – stellt sich die Frage des
Zugangs zu Menschen aus sog.
bildungsfernen Milieus, die von den
den Akteuren der sozialen Arbeit
vertrauten, an den Denkwelten der
Mittelschicht orientierten, Informa-
tionsmedien nicht erreicht werden.
Ob eine befähigende Sozialpolitik
gelingt, entscheidet sich häufig da-
ran, ob hier ein Zugang gelingt. Hier
haben alle gesellschaftlichen Insti-
tutionen und Kräfte – seien es Kin-

dertagesstätten und Schulen,
Gesundheitseinrichtungen oder die
Dienste der Wohlfahrtsverbände –
eine besondere Verantwortung, ihre
Möglichkeiten zu nutzen, Menschen
– ich benutzte den Begriff bewusst
– aus der Unterschicht zu erreichen.
Denn es gibt eine Unterschicht in
Deutschland, ob wir dies nun so nen-
nen oder weniger direkte Begriffe
wählen: Milieus mit vererbter Bil-
dungsarmut, teilweise über mehrere
Generationen in Abhängigkeit von

nomie ist. Befähigung ist Bedingung
für die selbstbestimmte Teilhabe an
gesellschaftlichen Prozessen ein-
schließlich der demokratischen Mit-
wirkung.

Keine Nachhaltigkeit der
solidarischen Sicherung

ohne Eigenverantwortung

Schon aus einem ganz praktischen
Grund sind Eigenverantwortung
und Solidarität als sich ergänzende
Prinzipien statt als Widerspruch zu
sehen: Ohne Eigenverantwortung
(was immer die Sicherung der Vor-
aussetzungen für eigenverantwortli-
ches Handeln einschließt) wird das
Ziel verfehlt werden, die solidari-
schen Sicherungssysteme auch in
den Belastungen des demographi-
schen Übergangs nachhaltig zu si-
chern. Die Probleme der Alters-
sicherung sind nur zu bewältigen,
wenn möglichst viele Menschen ihre
Potentiale nutzen, ihre Qualifikati-
onen weiterzuentwickeln und ihre
Beschäftigungsfähigkeit zu erhalten.
Natürlich benötigen sie hierfür die
entsprechenden Angebote der Wei-
terbildung und sie können die Moti-
vation zum lebenslangen Lernen nur
ausreichend entwickeln und die
Früchte ihrer Bemühungen nur ern-
ten, wenn die hohe Altersdiskri-
minierung auf dem deutschen Ar-
beitsmarkt überwunden wird. Ein
weiteres Beispiel ist die Gesund-
heitsversorgung: Die Debatte zur
Gesundheitspolitik wird geführt um
die Sicherung der Einnahmenbasis
und – bereits nachgeordnet – um eine
Stärkung der Effizienz der Leis-
tungserbringung. Aber die künftige
Belastung mit Gesundheitskosten
hängt auch und wesentlich ab von den
Lebensstilen und dem Risikoverhal-
ten breiter Bevölkerungskreise. Ob
Nachhaltigkeit gelingt, entscheidet
sich daran, ob Selbstverantwortung
für die eigene Gesundheit stärker be-
fördert werden kann.

VERANTWORTUNG  UND  SOLIDARITÄT   IM   SOZIALSTAAT
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gung sozialer Notlagen nicht aus-
reicht.

Die Diskussion um die Reform des
Sozialstaates wird erschwert, wenn
nicht ausreichend zwischen Prinzi-
pienfragen und Klugheitsfragen10

unterschieden wird. Eigenverant-
wortung und Solidarität sind als
Prinzipien unverzichtbar, und das
System der sozialen Sicherung und
jedes seiner Elemente sind darauf zu
prüfen, ob sie Solidarität befördern
und Eigenverantwortung ermutigen.
Aber in vielen konkreten Fragen, die
die politische Auseinandersetzung
prägen, geben Klugheitsfragen den
Ausschlag: Wirkt die in Frage ste-
hende sozialpolitische Regelung so
wie dies intendiert ist, was sind die
Nebenwirkungen, welche anderen
Handlungsoptionen sind gegeben,
welche fiskalischen Belastungen
sind mir ihr verbunden, auf welche
anderen Handlungsoptionen muss
angesichts gegrenzter Mittel ver-
zichtet werden? Hier können Politi-
ker, Wissenschaftler und Praktiker
der sozialen Sicherung zu sehr un-
terschiedlichen Antworten kommen,
auch wenn sie einen sehr ähnlichen
Wertekanon teilen, für Solidarität

1 Vgl. beispielsweise H.-J. Urban (2004): Eigenverantwortung und Aktivierung –
Stützpfeiler einer neuen Wohlfahrtsarchitektur. WSI Mitteilungen 9/2004, S. 467 – 473 und
die dort angegebene Literatur.
2 G. Neugebauer (2007): Politische Milieus in Deutschland. Die Studie der Friedrich-
Ebert-Stiftung. Bonn: J.H.W. Dietz Nachf., S. 47ff.
3 U. Nothelle-Wildfeuer (2004): Soziale Marktwirtschaft als subsidiaritätsbasierte
Marktwirtschaft. In: N. Goldschmidt , M. Wohlgemuth (Hrsg.): Die Zukunft der Sozialen
Marktwirtschaft. Tübingen: Mohr Siebeck, S. 153 – 161.
4 Vgl. M. Olson (2000): Macht und Wohlstand. Kommunistischen und kapitalistischen
Diktaturen entwachsen. Tübingen: Mohr Siebeck, S. 166ff.
5 Wolfgang Ockenfels (2004): Marktwirtschaft zwischen Solidarität und Subsidiarität. In:
N. Goldschmidt, M. Wohlgemuth, a.a.O., S. 43.
6 M. Heimbach-Steins, A. Lienkamp (2007): Für eine Zukunft in Solidarität und
Gerechtigkeit. In: Stimmen der Zeit 7/2007, S. 458.
7 U. Kostka (2005): Jeder Mensch hat Talente, er muss sie nur entfalten können. In: Neue
Caritas 106 (2005) 21, S.16-20
8 Urban a.a.O. S, 468.
9 Titel einer Schrift der Kommission für gesellschaftliche und soziale Fragen und der
Kommission für caritative Fragen der Deutschen Bischofskonferenz (2003): Solidarität
braucht Eigenverantwortung. Orientierung für ein zukunftsfähiges Gesundheitssystem.
Bonn.
10 Vgl. V. Vanberg, der die Unterscheidung zwischen Prinzipien- und Klugheitsfragen
anhand des Prinzips der Wettbewerbsfreiheit erörtert. V. Vanberg (2001):
Konstitutionenökonomische Überlegungen zum Konzept der Wettbewerbsfreiheit. In:
ORDO – Jahrbuch für die Ordnung von Wirtschaft und Gesellschaft. Bd. 52,S. 37 – 62.

ebenso eintreten wie für Eigen-
verantwortung. Diese legitimen Ein-
schätzungsunterschiede sollten nicht,
jedenfalls nicht bevor der Gehalt der
Argumente ausgelotet ist, mit dem
Verweis zurückgewiesen werden,
der Kontrahent der Debatte verletz-
te grundlegende Prinzipien des So-
zialstaates. Zweifelsohne, es gibt
Argumentationsmuster, bei denen
dieser Vorwurf angebracht ist, dazu
gehört, wenn Eigenverantwortung
als Appell verkündet, aber die soli-
darische Hilfe, auch und gerade die
Hilfe zur Befähigung verweigert
wird.

Auf der Ebene der hohen Prinzipien
ist eine antagonistisch geführte De-
batte zwischen Solidarität und
Eigenverantwortung nutzlos. Wir
brauchen beides. Eine Sozialpolitik
der Befähigung fördert beide Prin-
zipien. Sie ist nicht Ausdruck eines
paternalistischen Staates, der träge
Bürger aktivieren muss. Sondern sie
stellt sich der Aufgabe, Bedingun-
gen zu schaffen, damit jeder Mensch
seine Potentiale entfalten kann. Wie
wir hier die eklatanten Mängel über-
winden können, das sollte uns um-
treiben.

Angst vor der Arbeit hat, als vor der
Arbeitslosigkeit“, dem ist mit Appel-
len nicht geholfen. Er oder sie brau-
chen befähigende Hilfen, die mög-
lichst früh das kreative Potential, das
in ihnen steckt, wecken und bereits
lange vor dem Übergang in Ausbil-
dung und Beruf Räume für die Über-
nahme von Verantwortung schaffen.
Wenn staatliche Verantwortungs-
träger Eigenverantwortung fördern
wollen, so sollten sie solche befähi-
genden Hilfen unterstützen. Viele
kreative Ansätze, die Vererbung von
Armut zu überwinden, arbeiten un-
ter sehr fragilen Bedingungen und
hangeln sich von einer Projekt-
finanzierung zur nächsten.

Wenn Jugendliche an Alkoholexzes-
sen beteiligt sind, mögen die kom-
munalen Verantwortlichen legiti-
merweise auch an die Verantwortung
der Eltern appellieren, hier – soweit
ihnen dies möglich ist – Grenzen zu
setzen. Aber auch dieser Appell ver-
hallt wirkungslos, wenn die Kom-
munen ihre ordnungsrechtlichen
Möglichkeiten nicht nutzen, um
kommerziellen Interessen entgegen-
zutreten, die ihr Geschäftsmodell
gerade auf diese Exzesse bauen, wie
etwa „Flatrate-Diskos, die den Ex-
zess zum Festpreis ermöglichen und
viele Jugendliche in ihren Möglich-
keiten der Eigenverantwortung über-
fordern.

Jenseits
antagonistischer Debatten

„Solidarität braucht Eigenverant-
wortung“,9 das gilt in allen Siche-
rungssystemen und wird unter den
Belastungen des demographischen
Wandels in besonderer Weise gelten.
„Eigenverantwortung braucht Soli-
darität“, weil Eigenverantwortung
nicht voraussetzungslos ist und ohne
Solidarität die notwendige Befähi-
gung zu eigenverantwortlichem
Handeln nicht gelingen kann und
Eigenverantwortung zur Bewälti-


